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Neues im Arbeitsrecht 2026 
Das Jahr 2026 beginnt mit einer Vielzahl von neuen Regelungen – auch im Arbeits-
recht. Hier ein Überblick mit den wichtigsten Regelungen: 
 
Mindestlohn steigt erneut an 

Zum 1. Januar 2026 ist der Mindestlohn von 12,82 € brutto auf 13,90 € gestiegen. 
Gleichzeitig erhöht sich die monatliche Minijob-Verdienstgrenze auf 603 Euro brutto 
im Monat. Zum 1. Januar 2027 ist eine weitere Erhöhung auf 14,60 Euro geplant.  
 
Auch die Mindestausbildungsvergütung im ersten Lehrjahr steigt an, von 682 € auf 724 
€ brutto. 
 
Aktivrente 

Am 1. Januar 2026 ist das Gesetz zur Aktivrente in Kraft getreten. Ziel der Aktivrente 
ist es, das Weiterarbeiten im Alter attraktiver zu machen. Rentner haben dadurch die 
Möglichkeit, nach Erreichen des Regelrenteneintrittsalters mit 67 Jahren 2.000 Euro 
pro Monat steuerfrei aus nichtselbstständiger Arbeit zu verdienen. Jeder Euro, den sie 
darüber hinaus verdienen, wird versteuert. Das Bundesministerium der Finanzen hat 
in einem FAQ die wichtigsten Fragen beantwortet. Diesen finden Sie hier. 
 
Neue Beitragsbemessungsgrenzen für Kranken- und Rentenversicherung  

2026 werden die Beitragsbemessungsgrenzen in der Kranken- und Rentenversiche-
rung erneut angehoben. Bei gesetzlich krankenversicherten Arbeitnehmern erhöht 
sich die Beitragsbemessungsgrenze auf jährlich 69.750 Euro bzw. 5.812,50 Euro im 
Monat. Außerdem verschiebt sich ab 1. Januar 2026 die Versicherungspflichtgrenze 
in der gesetzlichen Krankenversicherung auf jährlich 77.400 Euro bzw. monatlich 
6.450 Euro. Die Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung 
steigt von 8.050 Euro (2025) auf 8.450 Euro im Monat. 
 
Entgelttransparenz 

Ab dem 7. Juni 2026 muss die europäische Entgelttransparenz-Richtlinie in deutsches 
Recht umgesetzt sein. Sie verfolgt das Ziel, mehr Klarheit über Gehaltsstrukturen zu 
schaffen und mögliche Ungleichbehandlungen bei der Bezahlung von Frauen und 
Männern abzubauen. Dieses Anliegen bringt für Unternehmen jedoch eine Vielzahl 
neuer Verpflichtungen mit sich, die zu erheblichen zusätzlichen bürokratischen Belas-
tungen führen. 
 
Geplante Gesetzesänderungen 

Im Koalitionsvertrag ist vorgesehen, dass die Höchstarbeitszeit von 8 Stunden am Tag 
abgeschafft werden und durch eine wöchentliche Höchstarbeitszeit ersetzt werden 
soll.  
 
Geplant ist auch eine Steuer- und Sozialabgabenbefreiung von Überstundenzuschlä-
gen. Als Überstunden gilt nach der Entwurfsfassung lediglich die Arbeitszeit, die über 
dem Vollzeitarbeitspensum – also grundsätzlich 40 Stunden pro Woche – liegt.  
 
 



3/6 

Referenzzeitraum bei Berechnung des Urlaubsabgeltungsanspruchs 
Kann der Urlaub vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr genommen wer-
den, ist dieser abzugelten. Die Höhe der Vergütung bemisst sich grundsätzlich nach 
dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst in den letzten 13 Wochen vor Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses, vgl. § 11 BUrlG. 
 
Hat der Arbeitnehmer im Referenzzeitraum seine Arbeit unverschuldet versäumt, ist 
sein gewöhnlicher Arbeitsverdienst für die nach dem Arbeitsvertrag geschuldete regel-
mäßige Arbeitszeit zugrunde zu legen. Verdienstkürzungen, die im Berechnungszeit-
raum in Folge von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen oder unverschuldeter Arbeitsversäum-
nis eintreten, führen zu keiner Minderung des Abgeltungsanspruchs. Zu den Zeiten 
unverschuldeter Arbeitsversäumnis zählen auch Abwesenheitszeiten in Folge voller 
Erwerbsminderung. Das bestätigte das BAG in einem aktuellen Urteil.  
 
BAG, Urteil vom 3. Juni 2025, 9 AZR 137/24  
 
 

Probezeitkündigung im befristeten Arbeitsverhältnis 
Für die Verhältnismäßigkeit einer vereinbarten Probezeit in einem befristeten Arbeits-
verhältnis i.S.v. § 15 Abs. 3 TzBfG gibt es keinen Regelwert. Vielmehr ist stets eine 
Einzelfallabwägung unter Berücksichtigung der erwarteten Dauer der Befristung und 
der Art der Tätigkeit durchzuführen. Das hat der BAG entschieden.  
 
Das Arbeitsverhältnis der Klägerin war auf ein Jahr befristet, wobei es mit den gesetz-
lichen Fristen kündbar sein sollte. Die ersten vier Monate der Tätigkeit vereinbarten 
die Parteien als Probezeit mit einer zweiwöchigen Kündigungsfrist. 
 
Nachdem ihr innerhalb der Probezeit gekündigt wurde, machte die Klägerin mit einer 
Kündigungsschutzklage geltend, die vereinbarte Probezeit sei unverhältnismäßig lang.  
 
Das LAG hat die Probezeit als unverhältnismäßig angesehen. Es sei von einem Re-
gelwert von 25 % der Dauer der Befristung auszugehen, hier also drei Monate. Gründe, 
davon abzuweichen, lägen nicht vor. Die Kündigung sei dennoch wirksam, beende das 
Arbeitsverhältnis aber erst zu einem späteren Zeitpunkt. 
 
Das BAG hob die Entscheidung wieder auf. Anders als vom LAG angenommen, gibt 
es keinen Regelwert von 25 % der Dauer der Befristung für eine verhältnismäßige 
Probezeit. Vielmehr ist in jedem Einzelfall stets eine Abwägung unter Berücksichtigung 
der erwarteten Dauer der Befristung und der Art der Tätigkeit durchzuführen. Ange-
sichts des vom beklagten Arbeitgeber aufgestellten detaillierten Einarbeitungsplans 
mit drei verschiedenen Phasen von insgesamt 16 Wochen Dauer, nach denen die Mit-
arbeiter produktiv einsatzfähig sein sollen, hat das Gericht vorliegend eine Probezeit-
dauer von vier Monaten als verhältnismäßig angesehen.  
 
BAG, Urteil vom 30. Oktober 2025, 2 AZR 160/24  
 
Quelle: PM des BAG vom 30. Oktober 2025 
  

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/probezeitkuendigung-im-befristeten-arbeitsverhaeltnis/
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Anspruch auf Entgeltdifferenz wegen Geschlechtsdiskriminierung - Paar-
vergleich 
Männer und Frauen haben bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit Anspruch auf glei-
ches Entgelt. Klagt eine Arbeitnehmerin auf gleiches Entgelt für gleiche oder gleich-
wertige Arbeit, begründet der Umstand, dass ihr Entgelt geringer ist als das eines 
männlichen Kollegen, der die gleiche oder gleichwertige Arbeit verrichtet, regelmäßig 
die Vermutung, dass diese Benachteiligung wegen des Geschlechts erfolgt ist. Kann 
der Arbeitgeber die aus einem solchen Paarvergleich folgende Vermutung einer Be-
nachteiligung wegen des Geschlechts nicht widerlegen, ist er zur Zahlung des Entgelts 
verpflichtet, das er dem zum Vergleich herangezogenen Kollegen gezahlt hat. Dies 
gibt die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union vor. 
 
In einem Fall vor dem BAG begehrt die klagende Arbeitnehmerin von ihrem Arbeitge-
ber rückwirkend die finanzielle Gleichstellung mit ihren männlichen Kollegen. Dabei 
orientierte sie sich am Gehalt des Spitzenverdieners. Der Arbeitgeber wies darauf hin, 
dass die zum Vergleich herangezogenen Kollegen nicht die gleiche oder gleichwertige 
Arbeit wie die Klägerin verrichten. Zudem beruhe die unterschiedliche Entgelthöhe auf 
Leistungsmängeln der Klägerin. Aus diesem Grund werde die Klägerin auch unterhalb 
des Medianentgelts der weiblichen Vergleichsgruppe vergütet.  
 
Das LAG hat die Klage weitestgehend abgewiesen. Es hat insoweit angenommen, die 
Klägerin könne sich für die Vermutung einer Entgeltbenachteiligung nicht auf eine ein-
zige Vergleichsperson des anderen Geschlechts berufen. Angesichts der Größe der 
männlichen Vergleichsgruppe und der Medianentgelte beider vergleichbarer Ge-
schlechtergruppen bestehe keine überwiegende Wahrscheinlichkeit für eine ge-
schlechtsbedingte Benachteiligung und damit kein Indiz i.S.v. § 22 AGG.  
 
Das BAG hat die Sache zurück an das LAG verwiesen. Entgegen der Annahme des 
LAG bedarf es bei einer Entgeltgleichheitsklage keiner überwiegenden Wahrschein-
lichkeit für eine geschlechtsbedingte Benachteiligung. Für die – vom Arbeitgeber zu 
widerlegende – Vermutung einer Entgeltbenachteiligung wegen des Geschlechts ge-
nügt es, wenn die klagende Arbeitnehmerin darlegt, dass ihr Arbeitgeber einem ande-
ren Kollegen, der gleiche oder gleichwertige Arbeit verrichtet, ein höheres Entgelt 
zahlt. Die Größe der männlichen Vergleichsgruppe und die Höhe der Medianentgelte 
beider Geschlechtsgruppen ist für das Eingreifen der Vermutungswirkung ohne Be-
deutung. 
 
BAG, Urteil vom 23. Oktober 2025, 8 AZR 300/24  
 
Quelle: PM des BAG vom 23. Oktober 2025 
  

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/anspruch-auf-entgeltdifferenz-wegen-geschlechtsdiskriminierung-paarvergleich/
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VERANSTALTUNGEN 
 
„Early Bird-Reihe: Fit für Ihren Online-Auftritt“ (Webinar) 
 
Referentinnen: Ass. iur. Heike Cloß, Ass. iur. Kim Pleines, IHK Saarland 
 

▪ Impressum: Wie mache ich es richtig? 
Dienstag, 24. Februar 2026, 8.30 - 9.30 Uhr 
Jeder, der sich im Internet präsentiert, muss sich im Impressum „outen“. Denn: 
Der Seiten-besucher muss wissen, wer sich hinter der Website verbirgt. Doch 
was gehört eigentlich alles ins Impressum? An welcher Stelle sind die Impres-
sumsangaben zu machen? Und was droht mir, wenn ich kein Impressum be-
reithalte? 
 
Anmeldungen bis 23. Februar 2026 unter veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder hier. 
 

▪ Webseite und Datenschutz: Wie geht das? 
Dienstag, 17. März 2026, 8.30 - 9.30 Uhr 
Sie betreiben eine Webseite? Dann ist eine Datenschutzerklärung Pflicht. Jeder 
Besucher der Webseite erhält so Informationen darüber, welche personenbe-
zogenen Daten von ihm beim Besuch der Webseite erhoben und wie verarbeitet 
werden. Verstöße gegen diese Pflicht können zu wettbewerbsrechtlichen Ab-
mahnung oder Sanktionen durch die Datenschutzaufsichtsbehörde führen.  
 
Anmeldungen bis 16. März 2026 unter veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
hier. 
 

▪ Pflichtinformationen im Onlinehandel 
Dienstag, 21. April 2026, 8.30 - 9.30 Uhr 
Onlinehändler haben jede Menge rechtlicher Pflichten, insbesondere Informati-
onspflichten, zu erfüllen. Dabei verliert man schnell den Überblick. Angefangen 
von den Abwicklungsmodalitäten wie Bezahlung, Versand usw. bis hin zu Infor-
mationen über die vertriebenen Produkte: Es gibt viele rechtliche Fallstricke, die 
es zu vermeiden gilt. 
 
Anmeldungen bis 16. März 2026 unter veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
hier. 
 
 
 

  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=993A0CE45B66EB46C1E922959E0D6ADF&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=19262
mailto:verasntaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=993A0CE45B66EB46C1E922959E0D6ADF&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=19261
mailto:verasntaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=993A0CE45B66EB46C1E922959E0D6ADF&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=19260
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Verantwortlich und Redaktion: 
 
Ass. iur. Heike Cloß, Tel.: (0681) 9520-600, Fax: (0681) 9520-690 
E-Mail: heike.closs@saarland.ihk.de  
IHK Saarland, Franz-Josef-Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken 
 
 

 
Ihre Ansprechpartnerinnen: 
 

 

Ass. iur. Heike Cloß 
Tel.: (0681) 9520-600 
Fax: (0681) 9520-690 
E-Mail: heike.closs@saarland.ihk.de 

Ass. iur. Kim Pleines 
Tel.: (0681) 9520-640 
Fax: (0681) 9520-690 
E-Mail: kim.pleines@saarland.ihk.de 
 

 
 
Die in dem Newsletter Arbeitsrecht enthaltenen Angaben sind mit größtmöglicher 
Sorgfalt erstellt worden. Dennoch kann für Vollständigkeit, Richtigkeit sowie für zwi-
schenzeitliche Änderungen keine Gewähr übernommen werden.  
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IHK Saarland, vertreten durch Präsident Dr. jur. Hanno Dornseifer und Hauptge-
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